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Sehr geehrte Mandanten,

nur wenige Bereiche bieten so viele Aufregerthemen wie das Steuer-

recht: Man kann sich aufregen, dass man (vermeintlich) ungerecht und

überhöht zur Kasse geben wird. Man kann sich trefflich über die (nicht

vorhandene) Logik der Steuergesetzte ärgern. Und man kann sich fra-

gen, was sich denn die zuständigen Finanzbeamten gedacht (oder eben

nicht gedacht) haben. So auch im folgenden Fall.

Ein Kind wird mit einem Gendefekt geboren, der dazu führt, dass es sich

nicht selbst versorgen kann. Nach dem Gesetz bleibt der Anspruch auf

Kindergeld bestehen, wenn ein Kind wegen einer Behinderung außer-

stande ist, sich selbst zu unterhalten, und die Behinderung vor dem 25.

Lebensjahr eingetreten ist.

Eigentlich also ein klarer Fall. Das Kind kann sich nicht selbst versorgen

und der Gendefekt war angeboren. Logische Folge: Kindergeld gibt es

auch jenseits der 25. Eine Kölner Familienkasse wollte allerdings keinen

weiteren Anspruch zulassen, weil die vorhandene Krankheit erst spä-

ter so schlimm wurde, dass sich das Kind nicht mehr selbst versorgen

konnte.

Vollkommer Quatsch, sagt das FG Köln (Az: 6 K 899/15) nicht nur

zu Recht, sondern auch in Übereinstimmung mit dem BFH (Az: III

R 61/08). Entscheidend ist, dass die Behinderung schon vor dem

25. Lebensjahr vorgelegen hat. Wann hingegen die darauf beruhende

Unfähigkeit zum Selbstunterhalt dazu kam, ist irrelevant.

Insgesamt also ein klare Gesetzeslage und klare Rechtsprechungslage

- und was macht das Finanzamt? Es zieht in Revision (Az: XI R 8/17)!

Hoffentlich erhält es dort eine „Klatsche“ vom BFH.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke



Juli 2017

Schwäbisch Hall 2

Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.07.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.07. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juli 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juli 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.07.2017.

Steuererklärung: Einkommensteuer auf  
Kirchensteuererstattungen

Bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens ist der Verlustabzug 

gemäß § 10d Absatz 2  EStG nicht von dem um den Erstattungsüberhang 

aus Kirchensteuern erhöhten Gesamtbetrag der Einkünfte vorzunehmen. 

Dies geht aus einem Urteil des FG Baden-Württemberg hervor.

Die verheirateten Kläger wurden im Streitjahr 2012 zusammen zur 

Einkommensteuer veranlagt. Der Kläger gehört der römisch-katholi-

schen, die Klägerin der evangelischen Kirche an. Aufgrund geänderter 

Einkommensteuerbescheide der Vorjahre hatten die Kläger 2012 einen 

Erstattungsüberhang aus Kirchensteuern von 166.744 Euro erhalten, 

den sie in ihrer Einkommensteuererklärung als Einnahmen erklärten. 

Diesen Betrag berücksichtigte das Finanzamt bei der Ermittlung des 

zu versteuernden Einkommens und setzte die Einkommensteuer auf 

61.686 Euro fest. Die von den Klägern neben der Kirchensteuererstat-

tung erklärten Einkünfte hatten sich beim Gesamtbetrag der Einkünf-

te nicht ausgewirkt, weil sie durch einen Verlustvortrag neutralisiert 

wurden. Der verbleibende Verlustvortrag zum 31.12.2011 belief sich auf 

13.251.836 Euro. Die Kläger machten geltend, dass auch ihre Kirchen-

steuererstattungen den Gesamtbetrag ihrer Einkünfte erhöhe, durch 

einen entsprechend erhöhten Verlustabzug aber keine Einkommen-

steuer anfalle.

Dem folgte das FG nicht. Die Höhe des Gesamtbetrags der Einkünfte 

werde durch die Hinzurechnung des Erstattungsüberhangs nicht be-

einflusst. Der Gesetzgeber habe in § 10 Absatz 4b EStG die Behand-

lung von erstatteten Sonderausgaben mit Wirkung ab dem 01.01.2012 

erstmals geregelt. Danach seien Erstattungsüberhänge bei den Son-

derausgaben nach § 10 Absatz 1 Nr. 4 EStG (Kirchensteuern) dem 

Gesamtbetrag der Einkünfte hinzuzurechnen (§ 10 Absatz 4b Satz 3 

EStG). Diese Hinzurechnung bewirke aber nicht, dass sich der Gesamt-

betrag der Einkünfte durch die Hinzurechnung mit steuerlichen Folgen 

für den Verlustabzug erhöhe. Der Gesetzgeber habe den Verlustabzug 

in § 10d Absatz 1 und 2 EStG so geregelt, dass nicht ausgeglichene 

negative Einkünfte vorrangig vor Sonderausgaben, außergewöhnli-

chen Belastungen und sonstigen Abzugsbeträgen vom Gesamtbetrag 

der Einkünfte abzuziehen sind. Dies habe zur der Folge, dass sich diese 

Abzugsbeträge im Fall eines Verlustabzugs nicht mehr steuermindernd 

auswirken.

Es seien keinerlei Anhaltspunkte dafür ersichtlich, dass der Gesetzge-

ber dies bei der Neuregelung des Erstattungsüberhangs habe ändern 

wollen. Zwar erscheine im Streitfall das Ergebnis der Hinzurechnung 

des Erstattungsüberhangs, dass nämlich Einkommensteuer nicht auf 

Einkünfte, sondern auf Kirchensteuererstattungen erhoben werde, die 

sich bei den Klägern im Zahlungsjahr nicht steuermindernd im Son-

derausgabenabzug ausgewirkt hätten, angesichts der Gesetzesmateri-

alien fragwürdig. Eine teleologische Reduktion der Vorschrift im Sinne 

einer Beschränkung der Hinzurechnung auf solche Fälle, in denen sich 

die Erstattungsbeträge im Jahr der Zahlung tatsächlich steuermin-

dernd ausgewirkt haben, sei jedoch nicht zulässig.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 02.02.2017, 3 K 834/15

Unberechtigt Kindergeld erhalten: Mitteilung  
per E-Mail gegenüber Familienkasse genügt

Ein Kindergeldberechtigter, demgegenüber unverlangt Kindergeld 

festgesetzt und ausgezahlt wird, genügt mit einer einmaligen Mittei-

lung per E-Mail über die fehlende Anspruchsberechtigung seiner Mit-
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teilungspflicht gegenüber der Familienkasse, auch wenn darauf kein 

Aufhebungsbescheid innerhalb der Festsetzungsfrist ergeht. Dies stellt 

das Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg klar.

Bei Eintritt der Festsetzungsverjährung dürfe die Kindergeldfestset-

zung nicht mehr aufgehoben werden. Ohne einen entsprechenden 

Aufhebungsbescheid müsse der Kindergeldberechtigte das ihm über-

wiesene Kindergeld nicht an die Familienkasse zurück überweisen. Es 

sei zudem keine Rechtsgrundlage für eine Verpflichtung des Kinder-

geldberechtigten ersichtlich, nach der er an den Erlass eines Aufhe-

bungsbescheids hätte erinnern müssen.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 01.03.2017, 7 K 7210/15

Nicht ausreichend begründete vorzeitige  
Anforderung einer Steuererklärung nach Erledigung 
nicht mehr heilbar

Ein nicht ausreichend begründeter (und damit rechtswidriger) Ermes-

sensverwaltungsakt kann nicht durch das Nachschieben einer Begrün-

dung „geheilt“ werden, wenn er sich vor der Einlegung des Einspruchs 

bereits erledigt hat. Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Gegenstand des Urteils war die Aufforderung des Finanzamts an die 

Kläger, ihre Einkommensteuererklärung abzugeben. Nach den gleich 

lautenden Erlassen der obersten Finanzbehörden der Länder über 

Steuererklärungsfristen verlängert sich die gesetzliche Frist zur Abga-

be der Einkommensteuererklärung (31. Mai) bis zum Ende des auf den 

Besteuerungszeitraum folgenden Kalenderjahres, wenn die Steuerer-

klärung durch eine Person im Sinne der §§ 3 und 4 des Steuerbera-

tungsgesetzes (zum Beispiel einen Steuerberater) angefertigt wird. Al-

lerdings bleibt es dem Finanzamt vorbehalten, die Erklärung für einen 

Zeitpunkt vor Ablauf dieser Frist anzufordern. Es handelt sich hierbei 

um eine Ermessensentscheidung, die zu begründen ist.

Im Streitfall, der die Rechtslage bis 31.12.2017 betraf, hatte das Finanzamt 

von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht und die Kläger aufgefordert, die 

Einkommensteuererklärung für 2010 bis zum 31.08.2011 (und damit vor-

zeitig) einzureichen. Allerdings war aus der formelhaften Begründung, das 

Finanzamt handle „im Interesse“ einer ordnungsgemäßen Durchführung 

des Besteuerungsverfahrens, nicht erkennbar, aus welchem Grund die 

Abgabefrist im konkreten Fall verkürzt wurde. Die von einem Steuerbera-

ter angefertigte Erklärung ging am 07.12.2011 beim Finanzamt ein. Dieses 

setzte daraufhin einen Verspätungszuschlag in Höhe von 880 Euro fest.

Der BFH gab den Klägern Recht. Sowohl die Aufforderung zur vorzeiti-

gen Abgabe der Steuererklärung als auch die Festsetzung des Verspä-

tungszuschlags seien rechtswidrig gewesen. Zwar hätte der Begrün-

dungsmangel nach § 126 Absatz 1 Nr. 2, Absatz 2 der Abgabenordnung 

durch das so genannte Nachschieben einer Begründung beseitigt 

werden können. Eine solche Heilung des Verfahrensmangels komme 

jedoch nach Auffassung des BFH nicht mehr in Betracht, wenn sich 

die Aufforderung zur termingebundenen Abgabe vor der Einlegung ei-

nes Einspruchs durch die Abgabe der Steuererklärung bereits erledigt 

hat. Aufgrund der Rechtswidrigkeit der Aufforderung sei auch der vom 

Finanzamt festgesetzte Verspätungszuschlag rechtswidrig und aufzu-

heben gewesen, da die Kläger die Steuererklärung noch innerhalb der 

allgemein bis zum 31.12.2011 verlängerten Frist eingereicht hatten.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 17.01.2017, VIII R 52/14

Kindererziehungszeiten in einem Drittstaat:  
Versagung rentenrechtlichen Berücksichtigung  
verfassungsgemäß

Es besteht kein verfassungsrechtlicher Anspruch auf die rentenrecht-

liche Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten in einem Dritt-

staat, der nicht Mitglied der Europäischen Union ist. Dies hat das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) bekräftigt und damit die Verfas-

sungsbeschwerde einer Beschwerdeführerin nicht zur Entscheidung 

angenommen, der die rentenrechtliche Berücksichtigung ihrer Erzie-

hungsleistung in Kanada versagt worden war.

Die 1939 geborene Beschwerdeführerin ist deutsche Staatsbürgerin 

und bezieht seit 2004 Regelaltersrente von dem im Ausgangsverfah-

ren beklagten Rentenversicherungsträger. Von 1968 bis 1973 lebte 

sie in Kanada. Während dieser Zeit wurde ihr Sohn geboren. Vor ih-

rem Umzug nach Kanada entrichtete sie Pflichtbeiträge, für die Zeit in 

Kanada und die erste Zeit nach ihrer Rückkehr freiwillige Beiträge zur 

deutschen Rentenversicherung. Im Januar 2015 beantragte sie beim 

Rentenversicherungsträger die Berücksichtigung ihrer Erziehungsleis-

tung im Ausland. Dies blieb ebenso wie das nachfolgende Klagever-

fahren ohne Erfolg.
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Das BVerfG hat die Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung 

angenommen, weil sie unzulässig ist. Die Beschwerdeführerin habe 

sich mit den bereits entwickelten Maßstäben zur Berücksichtigung im 

Ausland zurückgelegter Kindererziehungszeiten nicht hinreichend aus-

einandergesetzt. Das BVerfG habe ausdrücklich gebilligt, dass grund-

sätzlich nur die Kindererziehung im Inland rentenrechtlich relevant ist, 

da der gewöhnliche Aufenthalt einer Person im jeweiligen Staatsgebiet 

systemgerechter Anknüpfungspunkt für die mitgliedschaftliche Einbe-

ziehung in nationale Sozialversicherungssysteme ist. Die Entscheidung 

des Europäischen Gerichtshofes in der Rechtssache Reichel Albert 

gebe keinen Anlass, von dieser Rechtsprechung abzuweichen. Ein ver-

fassungsrechtlicher Anspruch auf die rentenrechtliche Berücksichti-

gung der Erziehung in einem Drittstaat bestehe nicht.

Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 06.03.2017, 1 BvR 27040/16

Zeitlich unbegrenztes Kindergeld auch bei Diagnose 
eines Gendefekts erst nach Erreichen der Altersgrenze

Eltern erhalten für erwachsene Kinder zeitlich unbegrenzt Kindergeld, 

wenn das Kind behindert ist und es deshalb seinen Unterhalt nicht 

selbst bestreiten kann. Dies gilt nach einem Urteil des Finanzgerichts 

(FG) Köln auch dann, wenn der Gendefekt erst nach Erreichen der 

Kindergeld-Altersgrenze diagnostiziert wird und das Kind davor seinen 

Lebensunterhalt selbst bestreiten konnte.

Die 1968 geborene Tochter des Klägers leidet an einer erblichen Mus-

kelerkrankung, bei der es zu einer fortschreitenden Abnahme der 

Muskelkraft kommt. Diagnostiziert wurde die Erberkrankung erst im 

Alter von 30 Jahren, als eine Verwandte ein stark behindertes Kind zur 

Welt gebracht hatte und sich daraufhin mehrere Familienmitglieder 

einer gentechnischen Untersuchung unterzogen. In der Folgezeit ver-

schlechtere sich der Gesundheitszustand der Tochter des Klägers. Mit 

40 Jahren wurde bei ihr ein Grad der Behinderung von 100 Prozent 

verbunden mit dem Merkzeichen G und aG festgestellt. Seit dem 43. 

Lebensjahr bezieht sie eine Rente wegen voller Erwerbsminderung.

Den vom Kläger gestellten Kindergeldantrag für die Zeit ab Januar 

2010 lehnte die Familienkasse mit der Begründung ab, dass die Behin-

derung des Kindes nicht, wie gesetzlich gefordert, vor dem Erreichen 

der „Altersgrenze“ eingetreten sei, die für vor 1982 Geborene noch bei 

27 Jahren (heute 25 Jahre) lag. Der Gendefekt des Kindes habe erst 

wesentlich später zu einer Behinderung geführt.

Die hiergegen erhobene Klage hatte Erfolg und führte zur Gewährung 

von Kindergeld. Sein Urteil begründet das FG damit, dass es für die 

Frage des Vorliegens einer Behinderung auf den objektiven Befund der 

Erbkrankheit und nicht auf dessen Kenntnis ankomme. Damit habe die 

Behinderung unabhängig von der Diagnose bereits vor Vollendung des 

27. Lebensjahrs vorgelegen. Es sei auch nicht erforderlich, dass das Un-

vermögen, seinen Lebensunterhalt selbst zu bestreiten, vor Erreichen 

der Altersgrenze vorgelegen habe.

Das FG hat wegen der grundsätzlichen Bedeutung des Verfahrens ge-

gen sein Urteil die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. Das Ver-

fahren wird dort unter dem Aktenzeichen XI R 8/17 geführt.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 12.01.2017, 6 K 889/15

Kosten für Bebauung eines Grundstücks können zu 
höherer Grunderwerbsteuer führen

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat eine weitere Entscheidung zu dem 

Themenkomplex des einheitlichen Erwerbsgegenstands im Grunder-

werbsteuerrecht getroffen. Danach kann für den Fall, dass ein Bauer-

richtungsvertrag zeitlich nach dem Grundstückskaufvertrag und nach 

der Festsetzung der Grunderwerbsteuer geschlossen wird, die Finanz-

behörde berechtigt sein, im Wege der Änderung der ursprünglichen 

Steuerfestsetzung die Bauerrichtungskosten zusätzlich zu den Kosten 

des Grundstückserwerbs mit Grunderwerbsteuer zu belasten.

Im Urteilsfall erwarb der Kläger von einer Stadt ein Grundstück, das mit 

einem Reihenhaus bebaut werden sollte. Im Grundstückskaufvertrag, 

der sowohl von der Stadt als auch von dem zu beauftragenden Bauun-

ternehmen unterzeichnet wurde, war unter anderem festgelegt, nach 

welchen architektonischen Plänen das Haus errichtet werden sollte. 

Das Finanzamt setzte kurze Zeit später die Grunderwerbsteuer fest 

und bezog lediglich die Kosten für den Grundstückskauf in die Bemes-

sungsgrundlage für die Steuer ein. Nach der Steuerfestsetzung schloss 

der Kläger einen Bauerrichtungsvertrag mit dem Bauunternehmen. 

Daraufhin änderte das Finanzamt die ursprüngliche Steuerfestsetzung 

und bezog die sich aus diesem Vertrag ergebenden Baukosten mit ein. 

Dagegen wehrte sich der Kläger mit Erfolg vor dem Finanzgericht.
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Der BFH hingegen entschied, dass das Finanzamt die Baukosten nach-

träglich in die Bemessungsgrundlage für die Steuer miteinbeziehen 

durfte. Sei der Erwerber eines Grundstücks beim Abschluss des Grund-

stückskaufvertrags hinsichtlich des „Ob“ und „Wie“ der Bebauung ge-

bunden, werde das erworbene Grundstück erst dann in bebautem Zu-

stand erworben, wenn auch der Bauerrichtungsvertrag geschlossen ist. 

Mit dieser Entscheidung stellt der BFH im Rahmen einer weiteren Fall-

gruppe aus dem Bereich des einheitlichen Erwerbsgegenstands klar, 

dass der Abschluss des Bauerrichtungsvertrags das zunächst unbebau-

te Grundstück rückwirkend auf den Zeitpunkt des Grundstückskauf-

vertrags zu einem bebauten werden lässt und die Baukosten nachträg-

lich im Rahmen der Änderung der ursprünglichen Steuerfestsetzung 

zusätzlich zu den Kosten für den Grundstückskauf bei der Festsetzung 

der Grunderwerbsteuer zu berücksichtigen sind.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 25.01.2017, II R 19/15

Vom Erben nachgezahlte Kirchensteuer bei diesem 
als Sonderausgabe abziehbar

Zahlungen auf offene Kirchensteuern des Erblassers durch den Erben 

sind bei diesem im Jahr der Zahlung als Sonderausgabe abziehbar. Dies 

stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Die Klägerin ist zusammen mit ihren beiden Geschwistern Miterbin 

nach ihrem verstorbenen Vater (V). Dieser hatte sein Steuerberatungs-

büro im Dezember 2007 veräußert und sollte als Gegenleistung ab 

Januar 2008 monatlich 4.000 Euro für die Dauer von zehn Jahren er-

halten. Falls V vor Ablauf der Vertragsdauer versterben sollte, war ein 

Kaufpreis in Höhe von 480.000 Euro vereinbart. Seine Erben sollten den 

Kaufpreis abzüglich der bereits geleisteten monatlichen Vergütungen in 

drei gleichen Jahresraten erhalten. Eine andere Zahlungsweise konnte 

vereinbart werden. V verstarb im Februar 2009. Die Erwerberin des 

Steuerberatungsbüros einigte sich im Laufe des Jahres 2009 mit den Er-

ben darauf, den verbleibenden Restkaufpreis in Höhe von 424.000 Euro 

abzüglich eines Nachlasses in Höhe von 7.500 Euro in einer Summe zu 

zahlen. Im Streitjahr 2011 führte der erst von den Erben für 2007 erklär-

te Veräußerungsgewinn zu Änderungen der Einkommensteuerfestset-

zungen des V. Folge waren eine Kirchensteuernachforderung für 2007 in 

Höhe von 9.207,27 Euro sowie Erstattungen in Höhe von 1.093,50 Euro 

und 166 Euro für 2008 beziehungsweise 2009. Den Differenzbetrag 

von 7.947,77 Euro bezahlten die Erben des V im Streitjahr.

Im Einkommensteuerbescheid der Klägerin für 2011 hatte das beklagte 

Finanzamt die von der Klägerin auf ihre Einkünfte aus nichtselbststän-

diger Tätigkeit bezahlte Kirchensteuer berücksichtigt. Im Einspruchsver-

fahren begehrte sie ohne Erfolg den zusätzlichen Ansatz weiterer Son-

derausgaben in Höhe von einem Drittel der für das Jahr 2007 geleisteten 

Kirchensteuernachzahlung in Höhe von 9.207,27 Euro, mithin 3.069,09 

Euro. Im Klageverfahren hat die Klägerin nach einem Hinweis des Fi-

nanzgerichts auf die Kirchensteuererstattungen für die Jahre 2008 und 

2009, die mit der Nachforderung für 2007 verrechnet worden waren, ihr 

Begehren auf die zusätzliche Anerkennung von Sonderausgaben in Höhe 

von 2.649 Euro (= gerundet ein Drittel von 7.947,77 Euro) beschränkt.

Die Klage war sowohl in erster als auch in zweiter Instanz erfolgreich. 

Der Klägerin stehe nach § 10 Absatz 1 Nr. 4 EStG ein weiterer Sonder-

ausgabenabzug in Höhe von 2.649 Euro zu, so FG und BFH. Nach dieser 

Vorschrift seien bestimmte im Einzelnen aufgeführte Aufwendungen 

als Sonderausgaben abziehbar, wenn sie weder Betriebsausgaben noch 

Werbungskosten sind oder wie Betriebsausgaben oder Werbungskosten 

behandelt werden. Aus der Verwendung des Begriffs „Aufwendungen“ 

und aus dem Zweck des § 10 EStG, bestimmte die wirtschaftliche Leis-

tungsfähigkeit des Steuerpflichtigen mindernde Privatausgaben vom 

Abzugsverbot des § 12 Nr. 1 EStG auszunehmen, folge, dass nur solche 

Ausgaben als Sonderausgaben berücksichtigt werden dürfen, durch die 

der Steuerpflichtige tatsächlich und endgültig wirtschaftlich belastet 

ist, so der BFH unter Verweis auf seine ständige Rechtsprechung. Da im 

Streitfall die Berücksichtigung der von der Klägerin gezahlten Kirchen-

steuer als Betriebsausgabe beziehungsweise Werbungskosten nicht in 

Betracht kommt, sei sie nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut des § 

10 Abs. 1 Nr. 4 EStG als Sonderausgabe abziehbar.

Eine teleologische Reduktion des Gesetzeswortlauts sei angesichts der 

wirtschaftlichen Belastung der Klägerin durch die Kirchensteuerzah-

lung nicht angemessen und komme deshalb nicht in Betracht.

Abschließend stellt der BFH klar, dass im Gegenzug auch Erstattungen 

überzahlter Kirchensteuer des Erblassers auf eigene Zahlungen des Er-

ben anzurechnen wären und dessen Sonderausgabenabzug schmälern 

würden.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 21.07.2016, X R 43/13
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Arbeitnehmer

Eigenbemühungen bei Arbeitssuche nicht  
nachgewiesen: Sperrzeit nur bei zugesagter „Gegen-
leistung“ durch die Arbeitsagentur rechtens

Eine Sperrzeit bei fehlendem Nachweis von Eigenbemühungen mit der 

Folge eines Wegfalls des Anspruchs auf Arbeitslosengeld für die Dauer 

von zwei Wochen tritt auch dann ein, wenn der Arbeitslose trotz Beleh-

rung über die Rechtsfolgen die von der Agentur für Arbeit geforderten 

Eigenbemühungen lediglich nicht nachgewiesen hat. Dies setzt aber 

voraus, dass in der Eingliederungsvereinbarung, in der die Eigenbemü-

hungen und deren Nachweise konkret umschrieben sind, im Gegenzug 

auch bereits vermittlungsunterstützende Leistungen (Übernahme von 

Bewerbungskosten, Fahrtkosten zu Vorstellungsgesprächen) zugesagt 

worden sind. Dies hat das Bundessozialgericht (BSG) in zwei Revisions-

verfahren entschieden.

Im Verfahren B 11 AL 19/16 R war für den arbeitslosen Kläger in einer 

Eingliederungsvereinbarung festgelegt worden, dass er sich fünfmal im 

Monat um Stellen bewerben müsse. Die Bewerbungsaktivitäten soll-

ten jeweils anhand einer Liste dokumentiert und bis zum Monatsende 

bei der Arbeitsagentur per Post eingereicht werden. Die Arbeitsagentur 

sagte in der Vereinbarung Leistungen (Bewerbungscoaching, Übernah-

me von Bewerbungs- und Fahrtkosten) zu. Nachdem der Kläger keinen 

Nachweis vorgelegt hatte, hob die Arbeitsagentur die Arbeitslosen-

geldbewilligung wegen des Eintritts einer Sperrzeit für zwei Wochen 

auf. In diesem Verfahren hat das BSG die abweisenden Entscheidungen 

der Vorinstanzen bestätigt. 

Im Verfahren B 11 AL 5/16 R waren nach einer mit einer arbeitslosen 

Klägerin abgeschlossenen Eingliederungsvereinbarung sechs Bewer-

bungsaktivitäten monatlich im kaufmännischen Bereich zu unterneh-

men und in einer Auflistung zu dokumentieren. Die Liste sollte immer 

spätestens bis zum 5. des Folgemonats unaufgefordert eingereicht 

werden. Auch hier wurde die Arbeitslosengeldbewilligung für zwei 

Wochen aufgehoben, weil die Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt 

worden waren. Die Vorinstanzen haben der Klägerin Recht gegeben. 

Die Revision der Arbeitsagentur hatte keinen Erfolg.

Das BSG ist davon ausgegangen, dass es schon an einer Grundlage 

für die Sperrzeit fehlt. Die als öffentlich rechtlicher Austauschvertrag 

zu bewertende Eingliederungsvereinbarung sei nichtig, weil den dort 

festgelegten Bewerbungsbemühungen keine „Gegenleistungen“ der 

Arbeitsagentur, etwa in Form der Übernahme von angemessenen Kos-

ten für schriftliche Bewerbungen oder Fahrtkosten zu Vorstellungsge-

sprächen, gegenüberstünden. Die Zusage angemessener vermittlungs-

unterstützender Leistungen sei bei Festlegung von Eigenbemühungen 

regelmäßig erforderlich. 

Bundessozialgericht, Entscheidungen vom 04.04.2017, B 11 AL 19/16 

R und B 11 AL 5/16 R

Urlaubsrecht: Auch während des Kündigungsschutz-
verfahrens den Antrag nicht vergessen

Ist einem Arbeitnehmer in der zweiten Jahreshälfte gekündigt worden 

und geht er dagegen durch Kündigungsschutzklage an, so sollte er be-

denken, dass seine restlichen Urlaubstage verfallen könnten, wenn sich 

das Verfahren bis in das folgende Jahr hinzieht und er keinen offiziellen 

Antrag auf Urlaubsgewährung gestellt hat – gegebenenfalls zugleich 

mit der Bitte, den Urlaubsrest auf das folgende Jahr zu übertragen. Ge-

schieht das nicht, so verfällt der Anspruch am 31. März des folgenden 

Jahres. 

Das Landesarbeitsgericht kam hier allerdings zu dem Ergebnis, dass der 

Arbeitgeber einem Übertragungswunsch des gekündigten Mitarbeiters 

nicht hätte entsprechen müssen, da dieser die Urlaubstage durchaus 

noch im laufenden Kalenderjahr hätte nehmen können.

LAG München, 11 Sa 983/15 vom 20.04.2016

Verhinderter Prokurist kann keine Werbungskosten 
für Klinikaufenthalt absetzen

Das Finanzgericht München hat entschieden, dass Aufwendungen für 

eine mehrwöchige stationäre Behandlung in einer psychosomatischen 

Klinik (hier wegen eines behaupteten Burn-Outs) nicht als Werbungs-

kosten vom steuerpflichtigen Einkommen abgezogen werden können. 

Das Urteil erging zu Lasten eines Angestellten, der sich Chancen aus-

gerechnet hatte, in seiner Firma zum Prokuristen befördert zu werden. 

Den Posten bekam er aber nicht. Seine Ärztin überwies ihn danach we-

gen seiner gesundheitlichen Beschwerden „mit der Gefahr einer Eska-

lation“ in die Klinik. 
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Die Aufwendungen in Höhe von 10.000 Euro ersetzte seine Kranken-

kasse nicht – und auch das Finanzamt spielte nicht wunschgemäß mit. 

Der Bundesfinanzhof war die vierte (End-)Station: Es habe sich nicht 

um eine „typische Berufskrankheit“ gehandelt, wenn auch die Auswir-

kungen aus Sicht des enttäuschten Arbeitnehmers gravierend gewesen 

sein mögen. Auch einen Abzug der Krankheitskosten als außergewöhn-

liche Belastungen lehnte der BFH ab. Ein solcher setze bei Kosten für 

psychotherapeutische Behandlungen voraus, dass der Steuerzahler ein 

amtsärztliches Gutachten vorlegen könne, das vor Beginn der stationä-

ren Unterbringung ausgestellt worden ist – was aber nicht der Fall war.

BFH, VI R 36/13 vom 09.11.2015

Pensionierter Richter: Karenzzeit für Rechtsanwalts-
tätigkeit vor seinem früheren Gericht zulässig

Das Auftreten eines in den Ruhestand versetzten Richters als Rechts-

anwalt vor dem Gericht, an dem er zuvor tätig war, begründet die Be-

sorgnis der Beeinträchtigung dienstlicher Belange und rechtfertigt es, 

ihm diese Tätigkeit für eine Übergangszeit zu untersagen. Das hat das 

Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) entschieden.

Der Kläger wurde nach langjähriger Tätigkeit in der Zivilkammer eines 

Landgerichts (LG) mit Ablauf des Jahres 2014 in den Ruhestand ver-

setzt. Er ist anschließend als Rechtsanwalt zugelassen worden und hat 

Prozessvertretungen auch vor diesem LG übernommen. Der Präsident 

des Oberlandesgerichts untersagte ihm daraufhin, bis einschließlich 

31.12.2019 vor diesem LG als Rechtsanwalt aufzutreten.

Das hiergegen vom Kläger angerufene Verwaltungsgericht hat die 

Verfügung für den Zeitraum ab 01.04.2018 aufgehoben. Ein entspre-

chendes Tätigkeitsverbot müsse nach den maßgeblichen Bestimmun-

gen des Landesrechts und im Hinblick auf die Berufsausübungsfreiheit 

spätestens drei Jahre nach dem Erreichen der Regelaltersgrenze enden. 

Im Übrigen hat es die Klage abgewiesen.

Die Sprungrevision des Klägers zum BVerwG blieb überwiegend er-

folglos. Die angegriffene Untersagungsverfügung finde in § 41 Satz 2 

des Beamtenstatusgesetzes, auf den die Regelungen des Landesrich-

tergesetzes verweisen, eine hinreichende Grundlage, so das BVerwG. 

Danach sei die Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung von Ru-

hestandsbeamten zu untersagen, wenn zu besorgen ist, dass durch 

sie dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. Das Auftreten eines 

erst vor kurzem pensionierten Richters als Rechtsanwalt vor seinem 

früheren Dienstgericht sei geeignet, den Anschein zu erwecken, dass 

durch die bestehenden persönlichen Kontakte zu den früheren Kolle-

gen die von dem pensionierten Richter vertretenen Rechtssachen in 

ungebührlicher Weise gefördert werden könnten.

Dies gilt laut BVerwG indes nur, soweit der pensionierte Richter er-

kennbar in Erscheinung tritt. Untersagt werden könne demnach das 

Auftreten in einer mündlichen Verhandlung, telefonische Kontaktauf-

nahmen zum Gericht sowie die Unterzeichnung von an das Gericht ad-

ressierten Schriftsätzen. Kein Verbot dürfe dagegen hinsichtlich einer 

bloßen Hintergrundberatung durch „of counsel“-Tätigkeiten ergehen. 

Den insoweit überschießenden Teil der Untersagungsverfügung hat 

das BVerwG aufgehoben.

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 04.05.2017, BVerwG 2 C 45.16

Unfallversicherung: Wer sich erst spät entscheidet, 
wohin er eigentlich wollte...

Macht ein Arbeitnehmer widersprüchliche Angaben darüber, wann 

er Arbeitsbeginn hat und ob er zur Arbeit oder stattdessen zu einer 

Demonstration fahren wollte, liegt kein Arbeitsunfall vor, wenn er auf 

dem Weg zur Arbeitsstätte verunglückt. 

Das hat das Hessische Landessozialgericht entschieden. Es sei anzu-

nehmen, dass der Mann (ein Maschinenschlosser) seine ursprüng-

lichen Angaben, er wolle zu einer Demonstration gehen, später mo-

difiziert habe, als ihm klar wurde, dass dies versicherungsrechtliche 

Konsequenzen haben würde. Die Folgen seiner „Beweislosigkeit“ müs-

se er tragen. 

Hessisches LSG, L 3 U 109/14

Befristetes Arbeitsverhältnis bei Arzt in der  
Weiterbildung

Nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten 

in der Weiterbildung (ÄArbVtrG) liegt ein die Befristung eines Arbeits-

vertrags rechtfertigender sachlicher Grund ua. vor, wenn die Beschäfti-

gung des Arztes der zeitlich und inhaltlich strukturierten Weiterbildung 
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zum Facharzt oder dem Erwerb einer Anerkennung für einen Schwer-

punkt dient. Voraussetzung für eine Befristung nach § 1 Abs. 1 ÄArbVtrG 

ist, dass die beabsichtigte Weiterbildung die Beschäftigung des Arztes 

prägt. Dabei ist nach allgemeinen befristungsrechtlichen Grundsätzen 

auf die im Zeitpunkt des Vertragsschlusses bestehenden Planungen und 

Prognosen abzustellen, die der Arbeitgeber im Prozess anhand konkre-

ter Tatsachen darzulegen hat. Dazu ist anzugeben, welches Weiterbil-

dungsziel mit welchem nach der anwendbaren Weiterbildungsordnung 

vorgegebenen Weiterbildungsbedarf für den befristet beschäftigten Arzt 

angestrebt wurde, und jedenfalls grob umrissen darzustellen, welche er-

forderlichen Weiterbildungsinhalte in welchem zeitlichen Rahmen ver-

mittelt werden sollten. Ein schriftlicher detaillierter Weiterbildungsplan 

ist ebenso wenig erforderlich wie die Aufnahme eines solchen Plans in 

die arbeitsvertraglichen Vereinbarungen der Parteien.

Die Klägerin ist Fachärztin für Innere Medizin. Im Juni 2012 schlossen 

die Parteien einen nach dem ÄArbVtrG für die Zeit vom 1. Juli 2012 bis 

zum 30. Juni 2014 befristeten Arbeitsvertrag zum Erwerb der Anerken-

nung für den Schwerpunkt „Gastro-enterologie“. Mit der vorliegenden 

Klage hat die Klägerin die Unwirksamkeit der Befristung zum 30. Juni 

2014 geltend gemacht.

Die Klage hatte vor dem Siebten Senat des Bundesarbeitsgerichts 

– ebenso wie zuvor beim Landesarbeitsgericht – Erfolg. Nach dem 

Vorbringen der Beklagten war nicht erkennbar, ob im Zeitpunkt der 

Befristungsvereinbarung die Prognose gerechtfertigt war, dass eine 

zeitlich und inhaltlich strukturierte Weiterbildung die Beschäftigung 

der Klägerin prägen würde.

BAG, Pressemitteilung Nr. 26/17 zu Urteil vom 14.6.2017, Az. 7 AZR 

597/15

Schulhomepage: Land haftet für Urheberrechts- 
verletzungen seiner Lehrer

Für Urheberrechtsverletzungen auf den von Lehrern betreuten Websi-

tes von Schulen haftet das Land, dessen Dienstaufsicht der betreffende 

Lehrer untersteht. Dies hat das OLG Frankfurt am Main entschieden 

und das Land Hessen dazu verpflichtet, die Veröffentlichung eines Car-

toons mit schulbezogenem Inhalt eines deutschlandweit bekannten 

Cartoonisten auf einer Schulhomepage zu unterlassen.

Die Klägerin nimmt die Verwertungsrechte eines Cartoonisten wahr. 

Ein hessischer Lehrer hatte auf der Homepage seiner Grundschule eine 

Zeichnung dieses Cartoonisten ohne Lizenz veröffentlicht. Die Klägerin 

verlangt von dem beklagten Land zum einen Schadenersatz wegen ei-

ner Amtspflichtverletzung. Zum anderen begehrt sie, dass das beklag-

te Land zukünftig jegliche Veröffentlichung dieses Cartoons unterlässt. 

Das Land weist die Verantwortlichkeit dagegen allein dem kommuna-

len Schulträger zu. Für diesen hafte es nicht.

Das Landgericht (LG) hat das Land zur Schadenersatzzahlung und zum 

Unterlassen verpflichtet. Das beklagte Land hafte für vergleichbare Ur-

heberrechtsverletzungen seiner Lehrer und aller seiner Bediensteten 

in den Landesbehörden. Auf die Berufung des Landes hat das OLG die 

Haftung dem Grunde nach bestätigt, den Umfang der Unterlassungs-

verpflichtung jedoch eingeschränkt.

Das OLG teilt die Ansicht des LG, dass das beklagte Land grundsätzlich 

für den Inhalt einer Schulhomepage einstehen muss, die von einem 

ihrer Dienstaufsicht unterstehenden Lehrer betreut wird. Die Ausge-

staltung eines schulbezogenen Internetauftritts berühre den Bereich 

des vom Land wahrzunehmenden staatlichen Bildungsauftrags. Die 

schulische Internetpräsenz stelle eine Art „virtuelle Visitenkarte“ der 

Schule dar, die ihr individuelles Gesicht vermittele. Prägend seien pä-

dagogische Aspekte, etwa das Schulprofil und besondere Lern- und/

oder Förderangebote. Diese Inhalte unterfielen dem Verantwortungs-

bereich des Landes und nicht dem des kommunalen Schulträgers. Zu 

dessen Aufgaben zähle allein die räumliche und sachliche Ausstattung 

der Schulgebäude, unter anderem mit einem Internetanschluss.

Das OLG hat den Umfang der Unterlassungsverpflichtung jedoch auf 

Urheberrechtsverstöße beschränkt, für welche im Hinblick auf die 

erfolgte Veröffentlichung zukünftig eine Wiederholungsgefahr anzu-

nehmen ist. Der explizit schulbezogene Inhalt des Cartoons und die 

Veröffentlichung auf einer Schulhomepage grenzten dies auf das schu-

lische Umfeld ein. Die Verpflichtung erstrecke sich dagegen nicht auf 

sämtliche dem beklagten Land unterstehenden Behörden und deren 

Mitarbeiter.

Die Entscheidung des OLG kann mit der Nichtzulassungsbeschwer-

de beim Bundesgerichtshof angefochten werden, sofern dieser einen 

Wert des Beschwerdegegenstands von über 20.000 Euro festsetzt. 

OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 09.05.2017, 11 U 153/16
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Auch krank werden Überstunden abgebaut

Ungewöhnlich für „Geradeausdenker“ – rechtlich aber nicht zu bean-

standen für die Richter am Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz: Ein 

Arbeitgeber darf seine ausscheidenden Beschäftigten bis zum Ablauf 

der Kündigungsfrist bezahlt freistellen. Und er kann ein bestehendes 

Arbeitszeitguthaben mit der Freistellung verrechnen. Und das gilt – 

drittens – auch dann, wenn der Ex-Mitarbeiter in dieser Zeit arbeits-

unfähig krank wird. Die Regelung aus dem Urlaubsrecht, nach der 

Arbeitsunfähigkeitszeiten nicht auf den Jahresurlaub angerechnet 

werden dürfen, gilt nicht beim Überstundenausgleich. 

LAG Rheinland-Pfalz, 5 Sa 342/15

Urlaubsrecht: 15 Monate nach Ablauf des „Urlaubs-
jahres“ gibt es keine Barabgeltung mehr

Längere Zeit arbeitsunfähig erkrankte Arbeitnehmer, deren Arbeitsver-

hältnis fortbesteht, können – scheiden sie arbeitsunfähig aus dem Be-

trieb aus – für nicht genommenen Erholungsurlaub eine Barabgeltung 

von ihrem Arbeitgeber verlangen. Dieser Anspruch erlischt jeweils 15 

Monate nach Ablauf des vorletzten Urlaubsjahres. 

Das gilt auch dann, wenn der Mitarbeiter unmittelbar mit Ablauf die-

ses Zeitraums die Firma verlässt. 

Mit dieser Begründung hat das Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz 

einer arbeitsunfähig aus ihrer Firma ausgeschiedenen Mitarbeiterin 

die Barabgeltung für das vorvergangene Urlaubsjahr (hier in 2015 für 

2013) abgelehnt, weil sie exakt mit Ende des 15. Monats danach (hier 

am 31.3. des übernächsten Jahres) ausgeschieden war. 

Aus der Urteilsbegründung: Ein Abgeltungsanspruch entsteht nicht, 

wenn der Arbeitnehmer mit dem Ende des Übertragungszeitraumes 

ausscheidet und der nicht genommene Urlaub wegen Fristablaufs er-

loschen ist. 

LAG Rheinland-Pfalz, 2 Sa 258/16

Fristlose Kündigung einer Geschäftsführerin wegen 
illoyalen Verhaltens

Betreibt die Geschäftsführerin eines Vereins auf intrigante Weise ziel-

gerichtet die Abwahl des Vereinsvorsitzenden, kann dies die außeror-

dentliche Kündigung ihres Arbeitsverhältnisses rechtfertigen. Durch 

ein solch illoyales Verhalten wird die für eine weitere Zusammenarbeit 

erforderliche Vertrauensbasis zerstört und der Betriebsfriede erheblich 

gestört.

Die Klägerin war als Geschäftsführerin bei dem beklagten Verein be-

schäftigt. Dieser bildet den Dachverband für seine örtlichen Mitglieds-

verbände. Nach Differenzen mit dem sog. Präsidenten des Vereins rief 

die Klägerin die Vereinsmitglieder dazu auf, die Einberufung einer au-

ßerordentlichen Mitgliederversammlung mit dem Ziel der Abwahl der 

Vereinsspitze zu fordern. Der als Präsidium bezeichnete Vorstand des 

Vereins beschloss daraufhin die fristlose, hilfsweise ordentliche Kündi-

gung der Klägerin. Hiergegen wendet sich die Klägerin mit ihrer Klage. 

Sie wendet ua. ein, der Präsidiumsbeschluss sei unwirksam, weil das 

Präsidium wegen des vorherigen Rücktritts eines Mitglieds nicht voll-

ständig besetzt gewesen sei.

Das Landesarbeitsgericht hat die Kündigungsschutzklage abgewiesen. 

Die hiergegen gerichtete Revision der Klägerin hatte vor dem Sechsten 

Senat des Bundesarbeitsgerichts Erfolg. Der Kündigung liegt zwar un-

geachtet des vorherigen Rücktritts eines Vizepräsidenten ein nach der 

Vereinssatzung wirksamer Beschluss des Präsidiums zugrunde. Wegen 

des illoyalen Verhaltens der Klägerin liegt auch ein wichtiger Grund 

für die außerordentliche Kündigung ihres Arbeitsverhältnisses vor. 

Der Senat konnte aber nicht abschließend beurteilen, ob die fristlose 

Kündigung gemäß § 626 Abs. 2 BGB innerhalb von zwei Wochen nach 

Kenntniserlangung von den maßgebenden Tatsachen erklärt wurde. 

Das Landesarbeitsgericht wird zu prüfen haben, ob entsprechend dem 

Vortrag des Beklagten eine Anhörung der Klägerin den Fristbeginn ge-

hemmt hat. Dies würde voraussetzen, dass der Klägerin bezogen auf 

den kündigungsrelevanten Sachverhalt Gelegenheit zur Stellungnah-

me gegeben wurde. Ob dies der Fall war, ist zwischen den Parteien 

streitig geblieben.

BAG, Pressemitteilung Nr. 24/17 zu Urteil vom 1.6.2017, Az. 6 AZR 

720/15


